Erhöhter Schutz des Unterhaltsanspruches.
Ein Gesetz gewordener Frauenantrag.
Von Gisela Urban.

[bookmark: _GoBack]	Endlich ist auf gesetzlichem Wege eine Handhabe geschaffen worden, um der Forderung eines Unterhaltsbetrages einen erhöhten Schutz angedeihen zu lassen.  Das Elend unehelicher, vom Schicksal grausam herumgestoßener Kinder, die Not verlassener Frauen und deren Kinder, das qualvolle Vegetieren alter, erwerbsunfähiger Eltern sind Alltagserscheinungen, die uns die Mangelhaftigkeit der gesetzlichen Bestimmungen, die zur Sicherung all dieser Existenzen statuiert worden sind, längst vor Augen führten.  Und doch geschah bisher nichts, um die gesetzlichen Lücken und Unzulänglichkeiten, die für das Dasein all dieser Entrechteten so folgenschwer sind, auszufüllen, beziehungsweise zu verbessern.  Was ist denn die eigentlichste Ursache dieses oft unbeschreiblichen Jammers?  Nichts anderes als die Zahlungsunwilligkeit des Kindesvaters, des Gatten oder der erwachsenen Kinder alter, gebrechlicher Eltern.  Vergebens verschwendeten Vormundschaftsbehörden und Fürsorgeorgane aller Art ihre Kräfte, um die Alimente einzuholen.  Ihre heißesten Bemühungen brachten oft nur vorübergehende Hilfe, die dauernde Rettung aus Not und Verzweiflung scheiterte an dem bösen Willen derer, über die das Gesetz Gewalt haben sollte.  Der Vater oder Gatte, selbst oft in angenehmsten Verhältnissen lebend, wußte sich durch allerlei, nicht selten raffiniert ersonnene Mittel der Verpflichtung des Zahlens zu entziehen.  Wenn das Gewissen selbst nicht spricht, wenn das Herz stumm bleibt, dann nützt auch das energischeste Pochen an die fest verschlossenen Tore menschlicher Empfindungen nichts.  Gattin und Kinder waren dem Elend preisgegeben, Hunger und Verwahrlosung züchteten aus der unehelichen Nachkommenschaft unheilbar Sieche, Leistungsunfähige, verbrecherisch Veranlagte.  Manch eine Tragödie greiser, das Nötigste entbehrender Eltern rührte selbst Fernstehendste.  Aber die Hand, die geben sollte, blieb unbeweglich.  Bei unehelichen Kindern führt gar oft nicht die Charakterveranlagung, sondern der Mangel eines seelischen Verbundenseins zwischen Vater und Kind zu einer solchen ablehnenden Haltung.  Alle gesetzlichen Mittel, Laue und Gewissenlose zur Erfüllung ihrer Pflichten zu zwingen, zerschellten daran, daß es ihnen möglich war, Zahlungsunfähigkeit.  Erwerbslosigkeit, finanzielle Abhängigkeit von der Familie vorzutäuschen.  Mußte da nicht endlich das Recht zu drakonischeren Maßnahmen greifen, um Ordnung zu machen?
	Die alle sozialen [Übelstände] erkennende und vom besten Helferwillen beseelte Wortführerin im Parlament, Frau Olga Rudel-Zeynek, hat im Juni einen Gesetzesantrag eingebracht, der sich das der sozialen Wohlfahrt dienende Ziel setzte, die Bezahlung von gesetzlich festgelegten Unterhaltsbeiträgen zu sichern, dem verhängnisvollen Spiel der Skrupellosigkeit und Herzlosigkeit ein Ende zu machen.  Der Antrag wies drei Wege, um dem [Übel] beizukommen.  Erstens Strafandrohungen bei grober Verletzung der Unterhaltspflichten, zweitens die Haftbarmachung aller Personen, die den Unterhaltspflichtigen in der Absicht, die Einbringung des Unterhaltes zu erschweren, ein arbeitsloses Leben führen lassen, als Bürge und Zahler für die während der Dauer dieser Hilfeleistung fällig werdenden Unterhaltsansprüche; drittens die Mithaftung von Verwandten (Gatten, Eltern, Kinder oder Geschwister), in deren Haushalt oder selbstständigen Betrieb der Unterhaltspflichtige regelmäßig Dienste leistet, wobei aber das Arbeitsverhältnis in die Form eines Familienverhältnisses gekleidet wird, um den Arbeitsertrag dem Zugriff des Unterhaltsberechtigten zu entziehen.
	Wer kennt nicht aus eigenstem Erleben empörendste Fälle, da der Mann, der Frau und Kinder leichtfertig oder aus irgendwelchen egoistischen Motiven im Stiche ließ, es vorsätzlich unterließ, einem Erwerbe nachzugehen, der ihn in die Lage versetzt hätte, seiner Unterhaltspflicht zu genügen?  „Für mich schaffe ich genug,“ sagte er sich in seiner Auflehnung gegen Recht und Pflicht, „um die anderen, um die kümmere ich mich justament nicht.“  Wer kennt nicht Unterhaltspflichtige, die in einem der Alimentenzahlung entgegenarbeitenden Familienkreise einen behaglichen Unterschlupf gefunden haben, ohne an Erwerbsarbeit denken zu müssen?  In bäuerlichen Kreisen ist es fast selbstverständlich, daß der Bauernsohn, der Vater eines oder mehrerer unehelicher Kinder ist, auf dem väterlichen Hofe ohne Entgelt arbeitet und deshalb die Zahlung von Alimenten verweigert.
	Es ist für unser eine scharfe Kritik oft provozierendes Parlament sicherlich ehrenvoll, verzeichnen zu können, daß ein nicht nur für die Jugendwohlfahrt und für den Schutz Allerärmster und Bedrücktester, sondern auch für die Erziehung des Volkes zu einem vertiefteren Verantwortlichkeits-gefühl bedeutungsvoller Antrag ohne lange und lärmende Debatten, die sonst zur Tagesordnung gehören, und ohne die verzögernde Demonstrierung des Oppositionsprinzips einstimmig angenommen und so behandelt wurde, daß das Inkrafttreten des Gesetzes nach wenigen Tagen—am 1. März—erfolgen konnte.  Der Antrag von Olga Rudel-Zeynek wurde nur ganz unwesentlich abgeändert.  Das Gericht kann jetzt wegen grober Verletzung der Unterhaltspflichten mit strengem Arrest von einer bis zu sechs Wochen bestrafen.  Als eine solche Verletzung wird auch angesehen, wenn der Unterhalts-pflichtige es absichtlich unterläßt, einem Erwerbe nachzugehen, der ihn in den Stand setzt, seiner Unterhaltspflicht zu genügen.  Die Haftbarmachung von Familienmitgliedern, in deren Haushalt oder Betrieb der Unterhaltspflichtige arbeitet, wurde insoweit eingeschränkt, als bestimmt wurde: „Er haftet aber für einen über den vereinbarten Lohn hinausgehenden Betrag nur insoweit, als dadurch nicht sein eigener Lebensunterhalt beeinträchtigt wird.“
	Das neue Gesetz ist aber auch ein wertvoller Beitrag zur Charakteristik der Politik, die die Frauen in das öffentliche Leben tragen wollen.  Diese Politik äußert sich nicht in der bloßen Parteigesinnung.  Auf den schönsten und ehrlichsten Glauben an die Gemeinschaftsaufgaben der Menschheit gestützt, ist sie vor allem auf die Pflege menschlicher Kräfte gerichtet.  Daß diese Politik auch in unserem, in entgegengesetzte feindliche Lager gruppierten Parlament Erfolge erzielt, ist ein Beweis für die allgemeine Sehnsucht nach einem Ausgleich des so verschieden gearteten politischen Zielstrebens im Interesse einer sich höher entwickelnden menschlichen Wohlfahrt.
	Nun dieser erfreuliche Erfolg errungen wurde, sei hier noch auf ein weiteres Ziel auf dem so glücklich bearbeiteten Gebiete aufmerksam gemacht: auf die Regelung der Eintreibung von Alimenten auf internationalem Wege.  Wie oft kommt es vor, daß ein zahlungspflichtiger Kindesvater oder Gatte im Ausland zu einer auskömmlichen Lebenshaltung, ja zu Wohlstand gelangt, aber dem Zugriff der heimischen Behörden mangels entsprechender Abmachungen von Staat zu Staat unerreichbar bleibt?  Frau und Kind darben und fallen der Heimat zur Last, während der sich seiner Pflicht Entziehende im fernen Land sein Leben nach Herzenslust genießt.  Der Arm der Gerechtigkeit ist zu kurz, um ihn in der Fremde zu erwischen.  Auf dem letzten Frauenstimmrechtskongreß in Rom, da die aus der ganzen Welt versammelten Frauen sich besonders eingehend mit Fürsorgefragen für Mütter und Kinder beschäftigten, wurde beschlossen, mit allen Kräften an dem Zustandekommen internationaler Vereinbarungen zu arbeiten, die es ermöglichen würden, Alimente auch dann einzutreiben, wenn der Unterhaltspflichtige in fremdem Land weilt.  Die organisierten Frauen hoffen, daß die Regierungen, etwa im Wege des Völkerbundes, der doch der Inspirator und Schutzpatron internationaler Vereinbarungen sein soll, sich bereit finden werden, auch das Unterhaltsrecht fremder Staatsangehöriger im eigenen Lande zu schützen.  Welcher Staat wird diese Forderung vor das Völkerparlament bringen?  Sollte nicht [Österreich], nachdem es versucht hat, im eigenen Lande Ordnung zu machen, in Genf geeignete Vorschläge zum Alimentenschutz in fremden Ländern unterbreiten?
